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 § 1 EINLEITUNG 1 

 § 1 EINLEITUNG  

 A) Der Begriff des Verbraucherschutzrechts 
 

 
I. Verbraucherschutzrecht im weiteren Sinne 

 

Verbraucherschutzrecht im weiteren 
Sinne 

Unter Verbraucherschutzrecht im weiteren Sinne versteht man 
Vorschriften, die dem Schutz von Verbrauchern dienen. Dieser Be-
griff liegt auch der Legaldefinition des § 2 I S.1 UKlaG (Schönfelder 
Nr.105) für Verbraucherschutzgesetze zugrunde. 

1 

 Eine Art „Verbraucherschutzgesetzbuch“, vergleichbar etwa mit dem 
HGB für Kaufleute, gibt es nicht. Das sog. Verbraucherschutzrecht 
(im weiteren Sinne) dient vielmehr als ein Oberbegriff für eine Viel-
zahl von höchst unterschiedlich strukturierten gesetzlichen Regelun-
gen, welche in § 2 II Nr.1 - 6 UKlaG nicht abschließend („ ... insbe-
sondere ... “) aufgeführt sind. 

 

 
II. Verbraucherschutzrecht im engeren Sinne  

Verbraucherschutzrecht im engeren 
Sinne 

Verbraucherschutzrecht im engeren Sinne ist dagegen jedes 
Recht, dessen Anwendung von der Beteiligung eines „Verbrau-
chers“ i.S.d. § 13 BGB auf einer Seite des Vertrages abhängt. 
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 hemmer-Methode: Die Abgrenzung zwischen Verbraucherschutzrecht 
i.e.S. und Verbraucherschutzrecht i.w.S. erfolgt anhand des „Verbrau-
cherbegriffs“. Für die Klausurlösung hat dies zur Konsequenz, dass 
Sie die Voraussetzungen des § 13 BGB nur dann prüfen müssen, wenn 
der betreffende Tatbestand die Beteiligung eines solchen ausdrücklich 
verlangt. 

 

 B) Sinn und Zweck des Verbraucherschutzrechts  

Ungleichgewicht der Verhandlungs-
stärke 

a) Allen Verbraucherschutzvorschriften ist gemein dass sie den Risi-
ken des privaten Konsums entgegenwirken sollen, die sich für den 
Verbraucher aufgrund seiner strukturellen Unterlegenheit gegen-
über dem Unternehmer ergeben. 

3 

Informationsasymmetrie zwischen 
Verbraucher und Unternehmer 

b) So hat der Unternehmer gegenüber dem Verbraucher meist einen 
Informationsvorsprung bezüglich der rechtlichen und tatsächlichen 
Aspekte des Geschäfts. Diese informatorische Unterlegenheit des 
Verbrauchers führt dazu, dass es auch dem aufgeklärten und kauf-
kräftigen Verbraucher nicht möglich ist, die Konditionen wirklich zu 
vergleichen: Seine Transaktionskosten (Kosten für die Vertrags-
durchführung, z.B. Informationsbeschaffung bei unabhängigem Gut-
achter/Rechtsanwalt) sind erheblich höher als die der Anbieter, die 
derartige Kosten aufgrund der Vielzahl der von ihnen abgeschlosse-
nen Verträge leichter umverteilen können. Dementsprechend wird 
der Verbraucher in der Regel auf einen Vergleich der Konditionen 
verschiedener Anbieter verzichten. 

4 

 Bsp.: Der Unternehmer kennt die Eigenschaften seines Produktes bes-
ser als der Verbraucher. Des Weiteren wird der Unternehmer in der Re-
gel auch eine bessere Übersicht über das Angebot seiner Konkurrenten 
haben. Dagegen fehlt es dem Verbraucher oft am Wissen über die ein-
schlägigen gesetzlichen Regelungen und seine hieraus resultierenden 
Rechte. Zudem wird es ihm oft kaum möglich sein, sich ohne weiteres in 
dem in manchen Branchen herrschenden Tarifdschungel zu orientieren.  

 



2 VERBRAUCHERSCHUTZRECHT 

Ungleichgewicht der Verhandlungs-
stärke 

c) Des Weiteren verfügt der Unternehmer aufgrund seiner wirtschaftli-
chen Überlegenheit meist über eine bessere Verhandlungsposition 
und ist üblicherweise nicht darauf angewiesen, mit einem bestimmten 
Verbraucher einen Vertrag abzuschließen. Auf manchen Märkten ist 
das Angebot derart knapp und die Nachfrage derart groß, dass der auf 
die Leistung Angewiesene praktisch keine Möglichkeit hat, von seiner 
Vertragsfreiheit Gebrauch zu machen und auf den Inhalt des Vertra-
ges Einfluss zu nehmen. Hieraus ergibt sich ein Ungleichgewicht der 
Verhandlungsstärke („inequality of bargaining power“). 

5 

 Bsp.: Die überlegene Verhandlungsstärke eines Unternehmers zeigt sich 
insbesondere dann, wenn es um die Einbeziehung von Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen geht. Dem Verbraucher wird es in der Regel nicht ge-
lingen, hiervon abweichende Regelungen durchzusetzen. Er kommt gar 
nicht auf den Gedanken, etwa mit der Kassiererin über einen Haftungsaus-
schluss zu verhandeln. 

 

 C) Instrumente des Verbraucherschutzrechts 
 

Zwingender Charakter des Verbrau-
cherschutzrechts 

a) Den Verbraucherschutzvorschriften kommt in dem Spannungsver-
hältnis zwischen Verbraucher und Unternehmer die Aufgabe zu, dem 
Verbraucher einen bestimmten Mindestschutz durch zwingende (in-
disponible) Rechtsvorschriften zu gewähren, siehe §§ 241a III S.1, 
312k, 306a, 476, 487, 512, 651y, 655e BGB. 

6 

 hemmer-Methode: Wären die Verbraucherschutzvorschriften disponibel, 
könnten sie von den Unternehmern viel zu leicht umgangen oder ausge-
hebelt werden. Bei der Rechtsanwendung ist daher auch zu beachten, 
dass eine restriktive Auslegung und eine teleologische Reduktion zu 
Lasten des Verbrauchers nur in bestimmten Ausnahmefällen in Betracht 
kommen können. 

 

Schutz vor unangemessenen Ver-
tragsbedingungen 

b) Die „klassischen“ Schutzrechte zielen auf den Schutz vor unan-
gemessenen Vertragsbedingungen ab. Hier sind insbesondere die 
§§ 305 ff. BGB hinsichtlich Allgemeiner Geschäftsbedingungen und 
die Vorschriften für Verbraucherdarlehen, §§ 491 ff. BGB, zu nennen. 
Dabei steht die Begrenzung der Ausübung oder des Missbrauchs der 
wirtschaftlichen Übermacht seitens der Unternehmer im Vordergrund. 

7 

Herstellung der Transparenz der 
Marktbedingungen 

c) Bei den „modernen“ Schutzrechten geht es im Kern um einen Aus-
gleich bezüglich der mangelnden Marktübersicht des Verbrauchers 
angesichts einer unüberschaubaren Angebotsflut einschließlich völlig 
neuartiger Produkte. Dem Verbraucherschutzrecht kommt in dieser 
Hinsicht die Aufgabe zu, die informatorische Unterlegenheit des Ver-
brauchers zu kompensieren. Zum Kernbereich des Verbraucher-
schutzrechts gehört deshalb die Herstellung der Transparenz der 
Marktbedingungen durch Informationspflichten, vgl. § 312a II BGB 
i.V.m. Art. 246 EGBGB und Formvorschriften, vgl. § 492 I S.1 BGB. 
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Schutz vor voreiliger vertraglicher 
Bindung 

d) Ein weiteres Instrument des Verbraucherschutzes ist das Wider-
rufsrecht, das den Verbraucher vor einer übereilten Bindung schützt 
und ihm einen nachträglichen Produkt- und Preisvergleich ermög-
licht, der mit Rücksicht auf die Komplexität des Produkts (Verbrau-
cherkredit, Teilzeitwohnrecht), mangelnder Prüfmöglichkeit (Fernab-
satz) oder der besonderen Vertragsschlusssituation (außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossene Verträge) nicht von vorneherein ge-
währleistet erscheint.1 

9 

                                                 
1 Schäfer, Das neue Schuldrecht, Haas/Medicus/Rolland/Schäfer/Wendtland, VIII S. 2, S.341. 
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Unterlassungsklage e) Schließlich dienen Unterlassungsschutzklagen nach dem UKlaG 
durch Verbraucherschutzverbände und anderen Stellen der Unterbin-
dung von Verstößen gegen Verbraucherschutzvorschriften.2 

10 

 Verbraucherschutzrecht steht damit in allen seinen Aspekten unter der 
Zielsetzung einer „Wiederherstellung gestörter Vertragsparität“.3 

 

 hemmer-Methode: Die Verbraucherschutzvorschriften schränken durch 
ihre zwingenden Rechtsvorschriften die Vertragsfreiheit zwar einerseits 
ein, da der Unternehmer seine Verträge nicht beliebig zu Ungunsten des 
Verbrauchers ausgestalten und der Verbraucher sich hierauf auch nicht 
freiwillig einlassen kann. Andererseits eröffnen die Verbraucherschutz-
vorschriften dem Verbraucher oftmals gerade erst die Möglichkeit, von 
seiner Vertragsfreiheit in angemessener Weise Gebrauch zu machen, 
und führen zudem zu einer Ausweitung der Vertragsgerechtigkeit. 

 

 D) Entwicklung des Verbraucherschutzrechts  

Regelung in Einzelgesetzen Gemessen an der Gesamtentwicklung des Schuldrechts ist das Ver-
braucherschutzrecht (i.e.S.) ein junges Recht. Es hatte sich seit 
Schaffung des AbzG4 zunächst flickenteppichartig, größtenteils au-
ßerhalb des BGB entwickelt. Erst mit dem Fernabsatzgesetz von 2000 
und insbesondere dem Schuldrechtsmodernisierungsgesetz von 2001 
ist das Verbraucherschutzrecht weitestgehend im BGB angesiedelt 
worden. Zuvor waren zentrale Bereiche des Zivilrechts über den Inhalt 
und das Zustandekommen eines Vertrages nicht im BGB, sondern in 
Sondergesetzen (AGBG, HWiG, FernAbsG, VerbrKrG) geregelt. 
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 Damit war der Rang des BGB als zentrale Zivilrechtskodifikation in 
Frage gestellt. Vor allem aber führte dies für den juristischen Laien zu 
einer unübersichtlichen Rechtslage. 

 

Integration durch Schuldrechtsreform Anlässlich der Umsetzung der Verbrauchsgüterkaufrichtlinie (RL 
1999/44/EG vom 25. Mai 1999)5, der Richtlinie zur Bekämpfung von 
Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr (sog. Zahlungsverzugsrichtlinie 
RL 2000/35/EG), der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsver-
kehr (sog. „E-Commerce“-Richtlinie RL 2000/31/EG vom 8. Juni 2000) 
und der damit verbundenen Schuldrechtsreform von 2002 entschied 
sich der deutsche Gesetzgeber daher dafür, die einzelnen Verbrau-
cherschutzgesetze in das BGB zu integrieren. 
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 Zentrales Anliegen des Gesetzgebers war es dabei, das BGB durch 
die Integration der Nebengesetze übersichtlicher zu machen und wie-
der zum zentralen zivilrechtlichen Gesetzbuch werden zu lassen.6 

 

 Nicht integriert worden, sondern völlig neu hinzugekommen ist § 312i 
BGB, der die Art. 10 f. der E-Commerce-Richtlinie (RL 2000/31/EG) 
umsetzt und Informationspflichten im elektronischen Zahlungsverkehr 
regelt.7  

 

 In diesem Zusammenhang entstanden auch die §§ 126a, 126b, 127 
BGB, mit denen die elektronische Form Einzug in das BGB gefunden 
hat.8 

 

                                                 
2 Kittner, Schuldrecht, Rn. 877. 
3 Kittner, Schuldrecht, Rn. 874. 
4 Das Abzahlungsgesetz von 1894 gilt als erstes Verbraucherschutzgesetz. Es diente dem Schutz gegen den Verfall bereits geleisteter Raten bei 

Zahlungsverzug. Mittlerweile wurde es von den Vorschriften über das Verbraucherdarlehen abgelöst und ist nicht mehr in Kraft; Kittner, Schuldrecht, 

Rn. 60. 
5 Zur Umsetzung der Verbrauchsgüterkaufrichtlinie in das Deutsche Recht vgl. Hoffmann, ZRP 2001, 477 ff.; einen Überblick über den Inhalt finden 

Sie auch bei Weisner, Die EG-Kaufrechtsgewährleistungsrichtlinie, JuS 2001, 759 - 764. 
6 Artz, Schuldrechtsmodernisierung 2001/2002 - Integration der Nebengesetze in das BGB, JuS 2002, 528 - 535. 
7 Palandt, § 312i, Rn.1. 
8 Eingeführt durch das Gesetz zum elektronischen Geschäftsverkehr sowie die Neufassung des Signaturgesetzes. 



4 VERBRAUCHERSCHUTZRECHT 

 Mit Wirkung zum 13.06.2014 wurden die Widerrufsrechte bei Haustür-
geschäften und im Fernabsatz durch das Gesetz zur Umsetzung der 
Verbraucherrechterichtlinie und zur Änderung des Gesetzes zur Rege-
lung der Wohnungsvermittlung erheblich geändert.9 

 

 Zum 01.01.2018 ist das Gesetz zur Änderung des Bauvertragsrechts 
in Kraft getreten. Relevant für den Verbraucherschutz ist hier die Re-
gelung des Verbraucherbauvertrages, §§ 650i ff. BGB, im Rahmen 
dessen dem Verbraucher u.a. ein Widerrufsrecht eingeräumt wird, 
§ 650l BGB.10 

 

 Ebenfalls zum 01.01.2018 ist das Gesetz zur Änderung der kaufrecht-
lichen Mängelhaftung in Kraft getreten. Durch dieses Gesetz wurden 
insbesondere Vorgaben des EuGH zur richtlinienkonformen Ausge-
staltung des Nacherfüllungsanspruchs umgesetzt („absolute Unver-
hältnismäßigkeit“; „Reichweite der Nacherfüllung bei Ein- und Aus-
baukosten“).11 

 

 E) Europarechtliche Bezüge des Verbraucherschutzrechts  

 hemmer-Methode: Eine instinktive Abneigung gegen Ausführungen zum 
Europarecht ist allzu verständlich, weil die Struktur des Gesetzes z.T. 
schwer erfassbar ist. Dies ist bedingt durch eine z.T. unnötig komplizier-
te Verweisungstechnik. Trotzdem sollten Sie sich diese einmal zu Gemü-
te führen, denn gerade in Hinblick auf das Verbraucherschutzrecht sind 
die Zeiten vorbei, in denen man ohne europarechtliche Grundkenntnisse 
bei der Anwendung des deutschen Rechts auskam. So sind die deut-
schen Rechtsvorschriften der §§ 491 ff. BGB, §§ 355 ff. BGB, §§ 312 ff. 
BGB sowie der §§ 474 ff. BGB Paradebeispiele für unionsrechtlich veran-
lasste deutsche Rechtsvorschriften. Das Prinzip lautet hier: Aktion und 
Reaktion: Neue Richtlinien werden umgesetzt, nach entsprechender 
Vorlage moniert der EuGH, dass die Umsetzung nicht richtlinienkonform 
erfolgte; sodann ändert (wie zuletzt 2018) der nationale Gesetzgeber das 
Gesetz, um die Vorgaben des EuGH umzusetzen. Parallel wird nicht sel-
ten bereits über neue Richtlinien diskutiert, die die aktuellen Regelungen 
wieder überholen würden. Ein nie endender Kreislauf…. 

 

 
I. Der europarechtliche Ursprung des Verbraucherschutzrechts 

 

 Sämtliche Verbraucherschutzgesetze finden ihre Grundlage in euro-
päischen Richtlinien. Einen Sonderfall bildet insoweit das AGBG von 
1977, welches in Deutschland bereits vor dem Erlass der EG-
Klauselrichtlinie 1996 galt. Zur Umsetzung der EG-Klauselrichtlinie 
musste der deutsche Gesetzgeber nur den § 24a AGBG einführen, 
der sich nunmehr in § 310 III BGB wiederfindet. Dies bedeutet aller-
dings nicht, dass allein diese Vorschrift die Klauselrichtlinie transfor-
miert; vielmehr sind die §§ 305 ff. BGB im Anwendungsbereich der 
Richtlinie allgemein als umgesetztes sekundäres Gemeinschaftsrecht 
zu behandeln.12 

13 

                                                 
9 Vgl. Sie dazu die Ausführungen in § 7 dieses Skripts. Einen kurzen Überblick über die wesentlichen Änderungen finden Sie auch in der Life&Law 

04/2014, 296 ff. sowie 06/2014, 452 ff.). 
10  Vgl. ausführlich Tyroller, Das Gesetz zur Änderung des Bauvertragsrechts, Life&Law 06/2017, 423 ff.  
11 Vgl. ausführlich Tyroller, Das Gesetz zur Änderung der kaufrechtlichen Mängelhaftung, Life&Law 10/2016, 727 ff. sowie 05/2018, 342 ff.  
12 Schäfer, Das neue Schuldrecht, Haas/Medicus/Rolland/Schäfer/Wendtland, VIII S. 2, S. 341. 
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 II. Das Gebot der richtlinienkonformen Auslegung  

 
1. Der Grundsatz der richtlinienkonformen Auslegung 

 

Richtlinienkonforme Auslegung Soweit eine Verbraucherschutzvorschrift der Umsetzung einer europä-
ischen Richtlinie dient, sind die Grundsätze der richtlinienkonformen 
Auslegung zu beachten.13 Bei der Auslegung eines Umsetzungsge-
setzes ist die zugrundeliegende Richtlinie nämlich vorrangig heranzu-
ziehen.14  

14 

Grundsätze der richtlinienkonformen 
Auslegung 

Richtlinien entfalten grundsätzlich keine unmittelbare Wirkung zu Las-
ten Einzelner oder im Verhältnis der Einzelnen zueinander. 

 

 Sie können jedoch zu Gunsten wie zu Lasten Einzelner bzw. auf die 
Rechtsbeziehungen Privater dadurch Auswirkungen haben, dass nati-
onales Recht, welches den von einer Richtlinie geregelten Sachbe-
reich direkt oder indirekt betrifft, richtlinienkonform auszulegen ist.15 

 

 Die Pflicht zur richtlinienkonformen Auslegung des (deutschen) mit-
gliedsstaatlichen Rechts folgt aus Art. 4 Abs. 3 EUV. 

 

 Exkurs: Die Pflicht zur richtlinienkonformen Auslegung, die alle Träger 
öffentlicher Gewalt (Gerichte, Verwaltung) trifft, stellt nur einen - wenn-
gleich den praktisch wichtigsten - Unterfall des allgemeinen Gebots der 
unionsrechtskonformen Auslegung mitgliedschaftlichen Rechts dar. 
Mitgliedschaftliches Recht muss selbstverständlich über den Bereich 
der Richtlinien hinaus auch unter Beachtung von Verordnungen, Ent-
scheidungen und des Vertragsrechts unionsrechtskonform ausgelegt 
werden. Die für den Bereich der richtlinienkonformen Auslegung gelten-
den Grundsätze lassen sich auf die anderen Arten von Unionsrechts-
normen ohne weiteres übertragen. Ist einem Gericht unklar, wie es eine 
Richtlinie auszulegen hat, so kommt das Vorlageverfahren vor dem 
EuGH nach Art. 267 AEUV in Betracht.16  

 

 
2. Grenzen der richtlinienkonformen Auslegung 

 

Grenzen der richtlinienkonformen 
Auslegung 

Die Pflicht zur richtlinienkonformen Auslegung besteht allerdings nicht 
unbeschränkt.17 

15 

Allgemeine mitgliedstaatliche Ausle-
gungsregeln 

 

a) Sie findet vielmehr ihre Grenzen in der Auslegungsfähigkeit des 
mitgliedstaatlichen Rechts. Das Ergebnis einer richtlinienkonformen 
Auslegung muss daher eine nach mitgliedsstaatlichen Ausle-
gungsregeln vertretbare Lösung darstellen. Die Begrenzung auf die 
mitgliedsstaatlichen Auslegungsregeln ist auch geboten, da andern-
falls die Gerichte rechtsschöpferisch tätig und so in den Zuständig-
keitsbereich des Gesetzgebers (Art. 20 II S.2 GG) eingreifen würden. 
Für die Rechtsanwendung durch die deutschen Gerichte folgt daraus, 
dass – in Anlehnung an die Grenzen der verfassungskonformen Aus-
legung – jedenfalls einer nach Wortlaut und Sinn eindeutigen deut-
schen Rechtsvorschrift kein entgegengesetzter Sinn verliehen werden 
darf. Die richtlinienkonforme Auslegung findet somit im Wortlaut einer 
deutschen Rechtsvorschrift ihre Grenzen.  

 

                                                 
13 Grundmann, Europäisches Schuldvertragsrecht - Standort, Gestalt und Bezüge, JuS 2001, 946 - 951 (949). 
14 Grundmann/Riesenhuber, Die Auslegung des Europäischen Privat- und Schuldvertragsrechts, JuS 2001, 529 - 536. 
15 Vgl. EuGH, (Centrosteel SRL/Adipol GmbH), NJW 2000, 3267 - 3268. 
16 Siehe dazu Cole/Haus, JuS 2003, 353 - 359 (358). 
17  BGH, NJW 2006, 3200 - 3202 = jurisbyhemmer (wenn dieses Logo hinter einer Fundstelle abgedruckt wird, finden Sie die Entscheidung 

online unter „juris by hemmer“: www.hemmer.de). 




